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I. 

Der Bundestag entsandte folgende Delegation: 

Abg. Dr. Stercken (CDU/CSU), Leiter der Delega- 
tion 

Abg. Frau Fischer (CDU/CSU) 

Abg. Lowack (CDU/CSU) 

Abg. Dr. Holtz (SPD), Stellvertretender Leiter der 
Delegation 

Abg. Prof. Dr. Diederich (Berlin) (SPD) 

Abg. Gobrecht (SPD) 

Abg. Wolfgramm (Göttingen) (FDP) 

Als Mitglieder der Delegation nahmen ferner teil: 

Herr Dr, Kopf, Ehrenmitglied der Gruppe 
Frau Meermann, Ehrenmitglied der Gruppe 

88 Mitgliedsländer der Interparlamentarischen 
Union waren vertreten. Folgende internationale Or- 
ganisationen entsandten Beobachter: 

Vereinte Nationen — Konferenz der Vereinten Na- 
tionen für Handel und Entwicklung (UNCTAD), 
Welternährungsrat, Internationale Arbeitsorganisa- 
tion, Organisation der Vereinten Nationen für Er- 
ziehung, Wissenschaft und Kultur (UNESCO), Inter- 
nationaler Währungsfonds (FMI), Liga der arabi- 
schen Staaten, Vereinigung der Commonwealth- 
Parlamentarier, Internationale Vereinigung der 
französisch sprechenden Parlamentarier (AIPLF), 
Arabische Interparlamentarische Union, Parlamen- 
tarische Vereinigung der euro-arabischen Zusam- 
menarbeit, Nationalrat von Palästina und SWAPO. 


Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
hatte in Vorbereitung der Konferenz ein Memoran- 
dum zu dem folgenden Thema eingereicht (An- 
lage I): 

„Jugendbeschäftigung in den Entwicklungsländern 
einschließlich der Bedeutung von Erziehung und 
Ausbildung.“ 

II. 

Bei der feierlichen Eröffnung der Konferenz am 
25. April 1983 in der Finlandia-Halle begrüßte der 
Präsident der finnischen Interparlamentarischen 
Gruppe, TuomaalOy die Gäste. Er gab der Hoffnung 
Ausdruck, daß die Teilnehmer bei ihrer Rückkehr 
neue Gedanken über die Festigung des Friedens 
und der Internationalen Zusammenarbeit mitnäh- 
men. In der IPU träfen sich als einer der wenigen 
weltweiten Organisationen Politiker aus dem Osten 
und Westen, aus dem Norden und Süden, um von- 
einander zu lernen. Alle Menschen wünschten in 
Frieden und frei von Armut und Furcht zu leben. 
Wenn es nicht gelinge, eine gemeinsame Basis für 
die internationale Zusammenarbeit zu schaffen, 
werde die Menschheit in einer absehbaren Zukunft 
entweder durch einen Nuklearkrieg oder durch eine 
Umweltkatastrophe umkommen. Finnland sei stolz 
auf die symbolische Bedeutung, die sich mit dem 
Namen der Stadt Helsinki verbunden habe, und er 
hoffe, daß die nun beginnenden Verhandlungen 
vom Geist von Helsinki bestimmt würden. Der am- 
tierende Präsident des Interparlamentarischen Ra- 
tes, Cuveliery nahm den Gedanken Tuomaalas auf,, 
daß die IPU es Parlamentariern, die aus allen Him- 
melsrichtungen kämen, ermögliche, sich besser 
kennenzulernen und damit Kontakte herzustellen, 
die die Lösung von oft heiklen Problemen erleich- 
terten. Dies setze jedoch einen Geist der Zusam- 
menarbeit voraus, der von Versöhnung und gegen- 
seitigen Zugeständnissen getragen werde. Zu dem 
Streit über den Tagungsort der Jahreskonferenz — 
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Seoul oder Lome — führte er aus, auf der einen 
Seite stünden die, die pragmatische Methoden be- 
fürworteten und bereit seien, ihre Haltung im Licht 
der Entwicklung einer bestimmten Situation zu än- 
dern, und auf der anderen Seite stünden jene, die 
eine legalistische Lösung bevorzugten und glaub- 
ten, daß eine bereits erfolgte Abstimmung nicht in 
Frage gestellt werden dürfe. Welche Entscheidung 
auch immer getroffen werde, — der bereits eingelei- 
tete Dialog müsse bei aller Verschiedenheit der Po- 
sition fortgesetzt werden. Auch der persönliche Ver- 
treter des Generalsekretärs der Vereinten Natio- 
nen, Martensoriy hob hervor, daß die Welt sich auf 
eine Katastrophe zubewegen werde, wenn es nicht 
gelinge, den Rüstungswettlauf zu stoppen und die 
Vereinten Nationen jene wirksame Rolle spielen zu 
lassen, die in ihrer Charta vorgesehen sei. Der Prä- 
sident der Republik Finnland, Dr. Koivisto, wies 
darauf hin, daß vor einer Woche Finnland zusam- 
men mit fünf anderen neutralen und nicht gebunde- 
nen Staaten an die Teilnehmer der Madrider 
KSZE-Konferenz appelliert habe, die Konferenz 
umgehend mit einem ausgewogenen Schlußergeb- 
nis abzuschließen, das die Fortsetzung des KSZE- 
Prozesses gewährleiste und die Einberufung einer 
Europäischen Abrüstungskonferenz ermögliche. 

Unmittelbar nach den Eröffnungsansprachen be- 
gannen die Ausschußsitzungen im finnischen Parla- 
ment, in denen die Entschließungsanträge erarbei- 
tet wurden, die der Vollkonferenz in Seoul im Okto- 
ber dieses Jahres zur endgültigen Verabschiedung 
vorgelegt werden. 

Den Ausschüssen waren folgende Themen zur Be- 
arbeitung zugewiesen worden: 

— Die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen 
bei der Lösung internationaler Konflikte sowie 
bei Abrüstung und Rüstungskontrolle (Politi- 
scher Ausschuß, Rechtsausschuß); 

— Unterstützung der Parlamente für die Bemü- 
hungen der UNCT AD- Konferenz um Fort- 
schritte in Richtung auf eine „neue internatio- 
nale Wirtschaftsordnung“ (Wirtschafts- und So- 
zialausschuß); 

— Maßnahmen gegen Jugendarbeitslosigkeit, ins- 
besondere in den Entwicklungsländern (Erzie- 
hungsausschuß) ; 

— Der Entkolonialisierungsprozeß und die Wah- 
rung der Rechte ethnischer Gruppen in Mehr- 
völkerstaaten (Ausschuß für ethnische Fragen). 

Der Politische Ausschuß (Mitglieder der Gruppe der 
Bundesrepublik Deutschland: Abg. Dr. Stercken / 
Abg. Lowack (Stimmführer), Abg. Frau Fischer 
[CDU/CSU], Abg. Dr. Holtz (Stellvertreter [SPD]), 
trat mit dem Rechtsausschuß unter dem Vorsitz des 
Abg. Andreotti (Italien) in drei Sitzungen zusam- 
men. Für die Delegation der Bundesrepublik 
Deutschland sprach Abg. Frau Fischer (CDU/CSU). 
Sie führte zu den vertrauensbildenden Maßnahmen 
aus, die Verwirklichung und Einhaltung der Ver- 
träge bedeute, daß ein unparteiischer Ausschuß von 
Sachverständigen vorgesehen werden müsse, der 
jedem Zweifel und ungeklärten Zwischenfall nach- 


gehen könne und zu diesem Zweck Zutritt zum Ho- 
heitsgebiet eines Staates erhalten müsse. Zweitens 
äußerte sie sich zur Rolle der Vereinten Nationen 
im Hinblick auf die Rüstungsausgaben. Die welt- 
weit erschreckende Höhe der Rüstungsausgaben 
erfordere Transparenz und Vergleichbarkeit der Fi- 
nanzausgaben der Staaten. In diesem Zusammen- 
hang komme dem standardisierten Berichtssystem 
der Vereinten Nationen besondere Bedeutung zu. 
Dieses werde jedoch wirksamer sein, wenn ihm 
mehr Staaten beiträten und wenn die verschie- 
denen Wirtschaftssysteme einbezogen würden. 

Drittens hob sie hervor, der UN-Ausschuß für Abrü- 
stung sei das einzige diesbezügliche weltweite Fo- 
rum. Im Vordergrund seiner Tätigkeiten hätten 
auch nach Auffassung der Bundesregierung Ver- 
handlungen über die umfassende Ächtung von che- 
mischen Waffen zu stehen. Die Bundesrepublik 
Deutschland habe dem Ausschuß und auch der 
Zweiten Sonderkonferenz für Abrüstung der Ver- 
einten Nationen einen praktikablen und wirksamen 
Lösungsvorschlag unterbreitet. Ebenso müsse eine 
rasche Lösung bei den radiologischen Waffen ge- 
sucht werden. Die Bundesrepublik Deutschland 
habe sich stets für ihre umfassende Ächtung ausge- 
sprochen, die auch eine volle Kontrolle von Abma- 
chungen einschließen müsse. In Zukunft müsse dar- 
über hinaus in besonderem Maße die Aufmerksam- 
keit auf Maßnahmen zur Verhinderung der Statio- 
nierung von Waffen im Weltraum gerichtet wer- 
den. 

In dem von den beiden Ausschüssen einstimmig 
verabschiedeten Entschließungsentwurf wird die 
Stärkung der Vereinten Nationen durch praktische 
Maßnahmen gefordert, die im einzelnen beschrie- 
ben werden. Vor allem müßten die Vereinten Natio- 
nen mehr als bisher als Forum für Verhandlungen 
und gegenseitigen Ausgleich, aber auch in ihrer 
Schlichtungsfunktion genutzt werden. 

Besonders wird auf die Stärkung des Sicherheitsra- 
tes abgehoben, der zu einem wirksameren Instru- 
ment der friedlichen Regelung von Streitfragen ent- 
wickelt werden müsse. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß trat in zwei 
Sitzungen unter dem Vorsitz des Abg. Salolainen 
(Finnland) zusammen (Stimmführer der Delegation 
der Bundesrepublik Deutschland: Abg. Frau Fi- 
scher, [CDU/CSU], Stellvertreter: Abg. Prof. Dr. Die- 
derich, Dr. Holtz, [SPD]). In der einstimmig verab- 
schiedeten Entschließung des Ausschusses wurden 
unter anderem folgende Forderungen aufgestellt: 
Stabile und ausgewogene Entwicklung der Welt- 
wirtschaft, Ausrottung der Unterentwicklung und 
Errichtung einer auf Gerechtigkeit und Gleichheit 
basierenden neuen Weltwirtschaftsordnung, Besei- 
tigung der Hindernisse, die die freie Entwicklung 
des Welthandels hemmen, und Einleitung einer 
wirksamen internationalen Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Wirtschaft, vor allem in den Ent- 
wicklungsländern. 

Der Ausschuß für Erziehung, Wissenschaft, Kultur 
und Umwelt trat unter Vorsitz von Abg. Dakrouri 
(Ägypten) in zwei Sitzungen zusammen (Stimmfüh- 
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rer der Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land: Abg. Gobrecht [SPD], Stellvertreter: Abg. Frau 
Fischer [CDU/CSU]). 

Für die Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land nahm Abg. Gobrecht (SPD) zur Jugendarbeits- 
losigkeit in der Bundesrepublik Deutschland Stel- 
lung. Am Ende des Jahres 1982 habe es 200 000 
beschäftigungslose Jugendliche gegeben. Die Ju- 
gendarbeitslosigkeit sei noch problematischer als 
die Arbeitslosigkeit im allgemeinen. Der Arbeits- 
lose entwickele das Gefühl, daß die Gesellschaft ihn 
nicht brauche. Er könne sich mit dem Wirtschafts- 
und Gesellschaftssystem, in dem er lebe, schwerlich 
identifizieren. Er verstehe den Sinn des Lebens 
nicht mehr, was die Gefahr in sich berge, daß er 
sich apathisch und passiv verhalte. Von Sachver- 
ständigen werde ein direkter Zusammenhang zwi- 
schen Arbeitslosigkeit und Kriminalität nicht aus- 
geschlossen. Ganz allgemein ermögliche die Über- 
windung der gegenwärtigen wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten und damit auch dieses Problems 
nur die Rückkehr zu angemessenem Wirtschafts- 
wachstum. Jedoch nicht nur Wirtschaftswachstum 
allein könne die Arbeitslosigkeit überwinden. Dies 
erfordere beispielslose Wachstumsraten und werfe 
damit andererseits Probleme der Umweltver- 
schmutzung auf. Die Jugendarbeitslosigkeit in den 
Entwicklungsländern, so führte er weiter aus, sei 
bedingt durch den Zuwachs der Weltbevölkerung in 
den letzten vierzig Jahren, die auch weiterhin zu- 
nehme. Die Mehrheit der Menschen bestehe aus 
Jugendlichen, die auch eine bedeutende Rolle für 
die Entwicklung der Dritten Welt spielten. Das 
größte Problem sei dort das Defizit an Arbeitsplät- 
zen. Nach Angaben der Weltbank belaufe sich die 
zusätzliche Beschaffung von Arbeitsplätzen in den 
Entwicklungsländern auf eine halbe Million. Die 
Gruppe der 15- bis 24jährigen sei besonders betrof- 
fen. Beim Transfer von know how in die Entwick- 
lungsländer müsse darauf geachtet werden, daß 
neue Technologien Arbeitsplätze schaffen und nicht 
zerstören. 

In dem einstimmig verabschiedeten Entschlie- 
ßungsentwurf wird gefordert, daß umfassende Be- 
schäftigungsprogramme aufgestellt werden, die mit 
allgemeinen Entwicklungszielen verbunden sind 
und insbesondere spezifische Maßnahmen zur Be- 
hebung der Jugendarbeitslosigkeit enthalten. Im 
einzelnen werden folgende Maßnahmen vorge- 
schlagen: Alphabetisierungskampagnen, laufende 
Fortbildungskurse, Bevorzugung von Programmen, 
die theoretische und praktische Ausbildungsformen 
miteinander verbinden, Hebung des Kenntnisstan- 
des der Ausbilder, eine auf die Bedürfnisse des ent- 
sprechenden Landes ausgerichtete berufliche Bil- 
dung, Beseitigung aller Hindernisse, die den Zu- 
gang von jungen Leuten, insbesondere von jungen 
Frauen, zur Ausbildung hemmen, Einführung von 
Ausbildungsprogrammen, die sich über die ganze 
Dauer des beruflichen Lebens erstrecken. 

Der Ausschuß für die nicht-autonomen Gebiete 
und ethnische Fragen trat unter dem Vorsitz des 
Abg. Mshelia (Nigeria) in zwei Sitzungen zusam- 
men (Stimmführer der Delegation der Bundesrepu- 
blik Deutschland: Abg. Dr. Holtz [SPD]). Die Ver- 


handlungen dieses Ausschusses gestalteten sich be- 
sonders schwierig. Dem mit 40 Stimmen bei 6 Ge- 
genstimmen und 6 Enthaltungen angenommenen 
Entschließungsantrag konnte vom Vertreter der 
Bundesrepublik Deutschland nicht zugestimmt 
werden. Die Unausgewogenheit des Textes wird un- 
ter anderem durch folgende Abstimmungsergeb- 
nisse illustriert: Der Antrag der israelischen Dele- 
gation, die Bezugnahme auf den Zionismus zu strei- 
chen, wurde mit 7 Ja, 35 Nein bei 8 Enthaltungen 
abgelehnt. Auf Antrag der Delegation von Vietnam 
erklärte sich der Ausschuß mit 24 Ja und 20 Nein 
als nicht zuständig, das Problem Afghanistan zu 
diskutieren. Ein Antrag Marokkos, durch fremde 
Armeen besetzte Länder zu erwähnen, wurde mit 
26 Ja, 17 Nein und 4 Enthaltungen angenommen. 
Der Vorschlag der portugiesischen Delegation, das 
Problem Timor zu erwähnen, verfiel bei 10 Ja, 11 
Nein und 21 Enthaltungen der Ablehnung. Immer- 
hin gelang es, eine Formulierung in den Text hin- 
einzubringen, wonach das Selbstbestimmungsrecht 
für alle Völker und Länder gilt, auch für die von 
fremden Truppen besetzten. 

Für die Delegation der Bundesrepublik Deutsch- 
land nahm Abg. Dr Holtz (SPD) einleitend zu dem 
Entschließungsentwurf der kubanischen Gruppe 
Stellung, in dem u. a. von dem Recht aller Völker, 
die durch Kolonialismus und Neokolonialismus un- 
terdrückt seien, auf Selbstbestimmung gesprochen 
werde. In diesem Zusammenhang müsse auch von 
Afghanistan gesprochen werden. 

Die sowjetische Invasion verletze eindeutig das na- 
tionale Selbstbestimmungsrecht dieses Landes. 
Dem müßten sich alle widersetzen, die für Selbstbe- 
stimmung und eine friedliche Welt einträten. Süd- 
afrika stelle eine wachsende Bedrohung für den 
Weltfrieden dar. Die schreckliche Unterdrückung 
des eigenen Volkes gehe weiter und wachse trotz 
kosmetischer Änderungen. In jüngster Zeit habe 
das rassistische Regime die Subversion und Desta- 
bilisierung von unabhängigen Nachbarstaaten ver- 
stärkt. Die südafrikanische Aggression sei der be- 
wußte Versuch, die auf die wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung gerichteten Anstrengungen jener 
Länder, die erst vor kurzem ihre formale Unabhän- 
gigkeit erreicht hätten, zu unterminieren. Diese Un- 
terdrückung und bewaffnete Konfrontation stelle 
das Ausland vor die Wahl, für Afrika oder für Süd- 
afrika zu optieren. Für Afrika zu wählen sei in die- 
sem Fall nicht nur eine Frage der Menschenrechte. 
Es sei eine Frage des Weltfriedens, des internatio- 
nalen Rechts und des Rechts aller Völker und Län- 
der, ihr eigenes Schicksal zu bestimmen. 

Die Bevölkerung und die wichtigsten politischen 
Kräfte in der Bundesrepublik Deutschland verur- 
teilten die Verletzung der Menschenrechte in Süd- 
afrika. Die Bundesregierung wünsche so rasch wie 
möglich die Unabhängigkeit Namibias ohne weite- 
ren Aufschub und durch freie Wahlen auf der Basis 
der UN-Sicherheitsratsentschließung 435. 

Folgende Aufgaben stellten sich: 

— Verstärkte wirtschaftliche Unterstützung für die 
Frontlinienstaaten und für die regionale Zusam- 
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menarbeit, um die Abhängigkeit dieser Staaten 
von Südafrika zu reduzieren. Deshalb habe die 
Bundesregierung von Anfang an das SADCC*) 
unterstützt und den Frontlinienstaaten eine 
breite Zusammenarbeit angeboten; dieses Ange- 
bot schließe ein unabhängiges Namibia ein; 

— Politische und materielle Unterstützung für die 
Befreiungsbewegungen, die für Selbstbestim- 
mung und eine demokratische Mehrheitsherr- 
schaft kämpften; 

— Druck auf Südafrika; 

— Verstärkte Solidarität mit den Völkern Nami- 
bias und Südafrikas in unseren eigenen Län- 
dern. 

In anderen Teilen Afrikas seien ebenfalls wirt- 
schaftliche und politische Krisen zu beklagen. Die- 
ser Teil der Welt werde in der Tat immer mehr ein 
Kontinent der Flüchtlinge, auch aus ethnischen 
Gründen. Abg. Dr. Holtz (SPD) unterstrich noch- 
mals das Recht des Volkes der Westsahara auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit. 

Er sagte, daß er als Deutscher noch einige Worte 
über die Situation ethnischer Minoritäten und ins- 
besondere über das Problem von Volksdeutschen in 
einigen osteuropäischen Ländern hinzufügen wolle. 
Fast täglich erhalte er Briefe aus seinem Wahlkreis, 
die sich mit diesem Problem befaßten. In den mei- 
sten Fällen handele es sich um in der Bundesrepu- 
blik lebende Verwandte, die um Hilfe bäten. Aus 
diesen Gesprächen wisse er, daß in einigen osteuro- 
päischen Ländern Volksdeutsche ebenso wie an- 
dere Minoritäten nicht ihre Menschenrechte wahr- 
nehmen könnten. Deshalb bitte er seine Kollegen 
aus diesen Ländern, mit dazu beizutragen, dieses 
Problem zu lösen. Der wichtigste Beitrag bestehe 
darin sicherzustellen, daß jedermann das Recht auf 
Freizügigkeit ausüben könne. 

Abg. Dr. Holtz (SPD) erklärte abschließend: „Wir 
suchen eine manchmal schwierige, delikate Ba- 
lance zwischen jenen Faktoren, die zu Freiheit, 
Demokratie und Frieden führen. Freiheit und De- 
mokratie stellen das Wesen unserer Vision dar. De- 
mokratie ist für uns nicht nur eine Sache des „Über- 
baues“, sondern ein unerläßliches Mittel, dank des- 
sen ein Volk wirtschaftliche und soziale Macht aus- 
übt.“ 

In der Entschließung wird wie schon bei früheren 
Texten das Recht aller Völker unter Kolonialherr- 
schaft hervorgehoben, mit allen Mitteln, einschließ- 
lich des bewaffneten Kampfes, für ihre Befreiung 
zu streiten. Einmal mehr wird die Apartheidpolitik 
in Namibia und Südafrika scharf verurteilt. Die 
SWAPO sei der einzige anerkannte Sprecher des 
Volkes von Namibia. Zwischen dem Rückzug der 
kubanischen Truppen aus Angola und der Unab- 
hängigkeit Namibias könne keine Verbindung her- 
gestellt werden. Die — angebliche — Zusammenar- 
beit der Vereinigten Staaten, Israels und anderer 
westlicher Länder mit dem südafrikanischen rassi- 
stischen Regime wird scharf verurteilt. Die Sied- 


*) Südafrikanisches Entwicklungskoordinations-Komitee 


lungspolitik Israels in den besetzten Gebieten wird 
als eine Form des Kolonialismus bezeichnet und die 
Zusammenarbeit zwischen dem „zionistischen“ Is- 
rael und dem Apartheidregime in Südafrika wird 
aufs härteste getadelt. Es wird erwartet, daß die 
Kontakte zwischen Marokko, Algerien und Tune- 
sien zu einer friedlichen Regelung der Westsahara- 
Frage beitragen werden. Der Fez-Friedensplan wird 
als die Basis eines gerechten und ständigen Frie- 
dens im Nahen Osten bezeichnet. Großbritannien 
und Argentinien werden aufgefordert, sobald wie 
möglich Verhandlungen über die Falklands aufzu- 
nehmen mit dem Ziel einer friedlichen, gerechten 
und schnellen Regelung dieser Frage. 

Die Vorstände der Ausschüsse wurden in folgender 
Zusammensetzung neugewählt: 

Ausschuß für politische FrageUy internationale Si- 
cherheit und Abrüstung 
Präsident: G. Andreotti (Italien) 

Vizepräsidenten: A. F. Pacificador (Philippinen) 

P. Voutov (Bulgarien) 

Ausschuß für Parlaments-, Rechts- und Menschen- 
rechtsfragen 

Präsident: A. Ghalanos (Zypern) 

Vizepräsidenten: B. Kucera (Tschechoslowakei) 

R. Nungesser (Frankreich) 

Wirtschafts- und Sozialausschuß 
Präsident: P. Salolainen (Finnland) 

Vizepräsidenten: U. Holtz (Bundesrepublik 

Deutschland) 

K. S. Ben Issa (Kuwait) 

Bei der Entscheidung über die Besetzung des Vor- 
standes des Ausschusses für ethnische Fragen kam 
es zu einer Kampfabstimmung, da 3 Kandidaturen 
— Abg. Dr. Holtz, ein Abgeordneter aus Kuwait und 
ein Abgeordneter aus Gabun — für die beiden Vize- 
präsidentenämter eingereicht worden waren. Bei 
der Abstimmung sprachen sich 43 Mitglieder des 
Ausschusses für Abg. Dr. Holtz, 41 für Abg. Khalid 
Sultan Ben Issa (Kuwait) und 32 für einen gabuni- 
schen Abgeordneten aus. Damit waren Abg. Dr. 
Holtz und der Abgeordnete aus Kuwait gewählt. 

Ausschuß für Erziehung, Wissenschaft, Kultur und 
Umwelt 

Präsident: M. I. Dakroury (Ägypten) 

Vizepräsidenten: L. Bollendorff (Luxemburg) 

A. Zouari (Tunesien) 

Ausschuß für die nicht-autonomen Gebiete und 
ethnische Fragen 

Präsident: P. Mshelia (Nigeria) 

Vizepräsidenten: G. Mir (Spanien) 

F. M. Chomba (Sambia) 

III. 

Der Interparlamentarische Rat tagte unter Vorsitz 
des amtierenden Präsidenten Cuueiier (Belgien) am 
29. April 1983. Ihm lagen eine Reihe von Änderungs- 
anträgen zur Erweiterung der Tagesordnung vor. 
So hatten Madagascar und Guinea, die Sowjetunion 
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und die Mongolei sowie Polen beantragt, die Aus- 
sprache über den Ort der Jahrestagung wieder zu 
eröffnen. Die arabischen Gruppen und Israel hatten 
Entschließungsanträge über die Lage im Nahen 
Osten eingereicht, und Syrien hatte vorgeschlagen, 
die israelische Aggression gegen den Libanon zu 
diskutieren. Marokko hatte ebenfalls empfohlen, 
daß sich der Interparlamentarische Rat mit der Si- 
tuation im Nahen Osten befassen solle, während 
Mexiko beantragte, die Krise in Mittelamerika auf 
die Tagesordnung zu setzen. 

Die Gruppen von Österreich, Belgien, Kanada, Dä- 
nemark, Bundesrepublik Deutschand, Griechen- 
land, Irland, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, 
Schweiz, Großbritannien und Vereinigte Staaten 
von Amerika hatten im Zusammenhang mit der 
Diskussion des Ortes der Jahreskonferenz 1983 am 
23. April 1983 an den Generalsekretär sich folgen- 
dermaßen geäußert: 

„Mit diesem Schreiben möchten wir unsere tiefe 
Besorgnis über eine Angelegenheit zum Ausdruck 
bringen, die die Zukunft der Interparlamentari- 
schen Union bedroht. Konkret gesagt, wir bedauern 
sehr, daß die Frage eines künftigen Tagungsortes 
zum Gegenstand unnötiger Auseinandersetzungen 
geworden ist, in deren Verlauf der freie Meinungs- 
austausch zwischen den Parlamentariern in Gefahr 
geriet. 

Wir alle, die wir an den Konferenzen der Interparla- 
mentarischen Union teilnehmen, haben unter- 
schiedliche politische Überzeugungen; viele von uns 
stehen ihren eigenen nationalen Politikern kritisch 
gegenüber. Trotzdem schätzen wir jedoch den offe- 
nen, manchmal kontroversen Dialog unter der 
Schirmherrschaft der Interparlamentarischen Uni- 
on. Viele von uns haben bereits Konferenzen be- 
sucht, deren Tagungsorte Anlaß für heftige Ausein- 
andersetzungen in unseren eigenen Ländern und 
Parlamenten waren. Um jedoch die Kontakte und 
den Dialog in der Interparlamentarischen Union 
fortzusetzen und zu verstärken, haben wir gegen 
eine starke Opposition in unseren Ländern für die 
Teilnahme von Delegationen an Konferenzen plä- 
diert, von denen wir wußten, daß sie kontrovers ver- 
laufen und für uns persönlich ein politisches Risiko 
darstellen würden. 

Um zu überleben, muß die Interparlamentarische 
Union die Verschiedenheit ihrer Mitglieder akzep- 
tieren. Diese Verschiedenheit wird unweigerlich 
dazu führen, daß die Konferenzen der Interparla- 
mentarischen Union an Orten stattfinden, die poli- 
tisch umstritten sind. 

Im Licht unserer oben geäußerten Meinung unter- 
stützen wir entschieden die Mehrheitsbeschlüsse 
des Interparlamentarischen Rates, mit denen er die 
Tagungsorte für künftige Konferenzen festsetzte. 
Darüber hinaus fordern wir eindringlich, daß solche 
Beschlüsse nicht geändert werden. 

Wir bitten, diese Mitteilung allen Mitgliedern des 
Interparlamentarischen Rates (vor der bevorste- 
henden Sitzung am 29. April 1983) zukommen zu 
lassen. 


Der Interparlamentarische Rat beschloß mit 45 Ja, 
88 Nein und 18 Enthaltungen, das Thema „Wieder- 
aufnahme der Diskussion über den Ort der Jahres- 
konferenz“ nicht auf die Tagesordnung des Rates 
zu setzen. Damit wird wie vorgesehen Seoul Ort der 
Jahreskonferenz im Oktober dieses Jahres. 

Der Interparlamentarische Rat beschloß ferner, 
„Die Lage im Nahen Osten“, „Die Krise in Mittel- 
amerika“ und „Die Entführung von 66 tschecho- 
slowakischen Bürgern durch regierungsfeindliche 
UNITA-Gruppen in Angola“ auf die Tagesordnung 
zu setzen und verabschiedete die sich aus den Anla- 
gen II, III und IV ergebenden Entschließungen. 

Der Rat beschloß, Bolivien als Mitglied wieder in 
die IPU aufzunehmen und die an sich in Rom be- 
schlossene Wiederaufnahme Perus zu verschieben. 

Der Rat beschloß einige von verschiedenen Grup- 
pen vorgeschlagene Änderungen des neuen Textes 
des Statuts und der Geschäftsordnung der Union; 
diese Änderungen berühren jedoch nicht die in der 
Jahreskonferenz in Rom angenommenen 13 Prinzi- 
pien (siehe Bundestagsdrucksache 9/2077) für die 
Verbesserung des Ablaufs der Interparlamentari- 
schen Konferenzen. Im Jahre 1984 wird erstmals 
aufgrund des veränderten Statuts und der geänder- 
ten Geschäftsordnungen der Konferenz, des Rates 
und des Exekutivausschusses prozediert werden. 

Der Vorsitzende des Sonderausschusses für Verlet- 
zungen von Menschenrechten von Parlamentariern, 
Abg. van Dam (Niederlande) berichtete, daß sich 
der Ausschuß seit 1. Januar 1982 mit 123 Fällen in 
18 Ländern befaßt habe. 69 dieser Parlamentarier in 
11 Ländern wurden in die Freiheit entlassen; 37 die- 
ser Freilassungen fanden seit der Sitzung des Inter- 
parlamentarischen Rates in Rom statt. 56 % der Fäl- 
le, mit denen sich die IPU also befaßt habe, seien 
positiv entschieden worden. 

Der Interparlamentarische Rat nahm einstimmig 
die Einladung der indonesischen Gruppe an, im 
Herbst 1984 in Jakarta zu tagen. 


IV. 

Die finnische Interparlamentarische Gruppe erwies 
sich als ein ebenso talentierter wie auch herzlicher 
Gastgeber, Die Sitzungsräume des finnischen Par- 
laments waren für die Tagung bestens geeignet; 
Übertragungsanlagen und andere technische Ein- 
richtungen ließen keine Wünsche offen. Bei vielen 
Teilnehmern hinterließ es einen nachhaltigen Ein- 
druck, daß die Finnen bei der feierlichen Eröffnung 
der Konferenz auf das Abspielen der National- 
hymne verzichteten und statt dessen von einem aus 
jungen Musikern zusammengesetzten Orchester 
die Tondichtung „Finlandia“ von Sibelius und ein 
Mozart-Divertimento zu Gehör gebracht wurde. Der 
Präsident des finnischen Parlaments, der finnische 
Ministerpräsident und der Bürgermeister der Stadt 
Helsinki gaben sehr gut besuchte Empfänge, und 
die finnische Gruppe lud die ganze Konferenz am 
Eröffnungstag zum Mittagessen in die Finlandia- 
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Halle ein. Erwähnenswert ist auch ein in der Fel- 
senkirche von Helsinki veranstaltetes Abendkon- 
zert, das einen Einblick in die hochentwickelte Mu- 
sikkultur Finnlands vermittelte. 


Dr. Hans Stercken 

Leiter der Delegation 


Dr. Uwe Holtz 

Stellvertretender Leiter der Delegation 
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INTERPARLAMENTARISCHE UNION 
Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 


Anlage I 


Bonn, den 21. Februar 1983 


Frühjahrstagung Helsinki 


Ausschuß für Erziehung, Wissenschaft, Kultur und Umwelt 

, Jugendbeschäftigung in den Entwicklungsländern einschließlich der Bedeutung 
von Erziehung und Ausbildung“ 

Memorandum, vorgelegt von der Gruppe der Bundesrepublik Deutschland 


Bei der künftigen Entwicklung der Länder der Drit- 
ten Welt werden gerade die jungen Menschen eine 
bedeutsame Rolle spielen, die durch folgende Um- 
stände gekennzeichnet wird: 

— Die Jugendlichen werden weiterhin mehr als die 
Hälfte der Bevölkerung in den Entwicklungslän- 
dern ausmachen. Absolut wird ihre Zahl in den 
nächsten Jahren stark ansteigen: von 1,5 Mrd. 
im Jahre 1970 auf 2,7 Mrd. im Jahre 2000. 

— Junge Menschen sind im besonderen Maße bil- 
dungsfähig, flexibel und risikofreudig. Sie stel- 
len somit für die Zukunft ein ganz besonders 
wichtiges entwicklungspolitisches Potential dar. 
Dieses Potential wird aber nur dann wirksam 
werden können, wenn es gelingt, die Aktivitäten 
der Jugendlichen in entwicklungspolitisch rele- 
vante und zukunftsweisende Richtungen zu lei- 
ten. 

— Die Länder der Dritten Welt stehen angesichts 
der hohen Zahl arbeitsfähiger junger Menschen 
vor dem Problem, ausreichend bezahlte Arbeits- 
plätze zu schaffen. Die Mittel zu ihrer Finanzie- 
rung werden immer weniger greifbar. Hinzu 
kommt, daß die Bildungschancen vielfach nicht 
auf die realen Bedürfnisse der jungen Genera- 
tion abgestimmt sind. Die Folge: Formen der 
Unterqualifikation — wie Analphabetismus — 
überlagern sich mit Formen der Fehl- oder Über- 
qualifikation. 

— Mit dem Steigen der Arbeitslosigkeit verbindet 
sich der Auszug der jungen Generation aus den 
Dörfern in die Städte. Dort entsteht ein breites 
Proletariat, das sich zum größeren Teil aus Ju- 
gendlichen zusammensetzt. Auf diese Art und 
Weise verringert sich schnell der Einfluß tradi- 
tioneller Orientierungen, die Gebundenheit an 
die Großfamilie und die daraus erwachsende Si- 
cherheit. 

— Psychologisches, soziologisches und gesell- 
schaftliches Entwicklungsdenken und Handeln 
bedingen sich vielfältig. Dies erklärt auch die 
Ansprechbar keit der jungen Eliten in der Drit- 
ten Welt für gesellschaftliche Zukunftsverhei- 
ßungen und für radikales Engagement. 


— Damit wird erkennbar, daß die Entwicklungs- 
problematik der kommenden Jahre eine Proble- 
matik der Entwicklung von Gesellschaften ist, 
die durch jugendliche Mitglieder geprägt wer- 
den. In einem Bericht der Organisation der Ver- 
einten Nationen für Erziehung, Wissenschaft 
und Kultur (Paris 1980) wird daher festgestellt, 
daß die Entwicklungsmodelle sich stärker an 
den Problemen der Jugend orientieren müssen. 
Geht man auch für die Dritte Welt davon aus, 
daß in der Lebenssituation der Jugendlichen die 
Arbeit, die berufliche Motivation, der familiäre 
Bereich und die Freizeitbedürfnisse in einem 
komplexen Wechselspiel miteinander verbunden 
sind, dann liegen die Folgen auf der Hand, wenn 
in diesem Wechselspiel wichtige Elemente aus- 
f allen. In den 80er Jahren werden sich die gesell- 
schaftlichen Umbruchprobleme in der Dritten 
Welt ebenso verschärfen wie der Einfluß tradi- 
tionell religiöser und kultureller Strömungen. 
Daher gehen Entwicklungsexperten davon aus, 
daß sich in der Jugendpopulation in der Dritten 
Welt ein immenses, ja fast explosives Potential 
für Konflikte an sammelt. 

Hieraus ergibt sich, daß die Beschäftigung ein we- 
sentliches Element für die Integration der Jugendli- 
chen in den Entwicklungsprozeß ihrer Länder ist. 
Auf diesem Gebiet sind bislang zahlreiche Versuche 
unternommen worden, die nicht die gewünschten 
Erfolge gehabt haben. 

Die Ausweitung des formalen Bildung s Systems, das 
sich jedoch vielfach an die kolonialen Vorbilder an- 
gelehnt hatte, hat den Jugendlichen in den meisten 
Fällen keine praktischen entwicklungsrelevanten 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermitteln können. Im 
Gegenteil: Die strukturellen Unzulänglichkeiten der 
Primarschule haben einerseits zu einer hohen 
Quote von Jugendlichen geführt, die die Schule vor- 
zeitig verlassen haben. Andererseits ist bei vielen 
Jugendlichen Halbbildung entstanden. Sie konnten 
die erlernten Kenntnisse und Fähigkeiten nicht in 
eine entwicklungsrelevante Tätigkeit umsetzen. Die 
Folgen dieser unzulänglichen Versuche: Sekundä- 
rer Analphabetismus, sozio-kulturelle Entwurze- 
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lung, Wanderung einer besonders großen Anzahl 
von Jugendlichen vom Land in die Städte. 

Für die heutigen Jugendlichen hat der formale Ab- 
schluß der unterschiedlichen Stufen des Bildungs- 
systems ausschließlich die Funktion, sie zum Ein- 
tritt in die nächsthöhere Stufe zu qualifizieren. 
Aber nur ein sehr kleiner Teil der Berechtigten 
kann tatsächlich Einlaß finden. Darüber hinaus 
sind die Curricula nahezu ausschließlich auf spä- 
tere white collar-Tätigkeiten im städtischen Milieu 
ausgerichtet. So ist es nicht verwunderlich, daß die 
Abgänger solcher Bildungseinrichtungen in der Re- 
gel nicht mehr bereit sind, manuelle Tätigkeiten 
auszuüben, für die sie nach ihrem eigenen Ver- 
ständnis überqualifiziert sind. Sie strömen daher in 
die großen städtischen Zentren und machen den 
weitaus größten Teil dieser Land-Stadt-Migrations- 
bewegung aus. Die Metropolen selbst sind jedoch 
immer weniger in der Lage, infrastrukturell und 
insbesondere im Hinblick auf die Schaffung neuer 
Arbeitsplätze diesen enormen Zustrom zu bewälti- 
gen. 

Aufgrund dieser Gegebenheiten ist es nicht ver- 
wunderlich, daß die Zahl der Arbeitslosen unter den 
Jugendlichen besonders hoch ist. In zehn von zwölf 
durch das Internationale Arbeitsamt in Genf erfaß- 
ten außereuropäischen Entwicklungsländern stel- 
len die arbeitslosen jungen Männer unter 25 Jahren 
mehr als die Hälfte der Gesamtzahl der arbeitslo- 
sen männlichen Bevölkerung, in fünf Ländern so- 
gar mehr als zwei Drittel aller Arbeitslosen. 

Die Rate der jungen Menschen, die ohne oder nur 
mit unzureichender Arbeitsmöglichkeit ausgestat- 
tet sind, liegt erheblich über der Rate von älteren 
Vergleichsgruppen, In Einzeluntersuchungen 
wurde sogar festgestellt, daß junge Bewerber für 
einen Arbeitsplatz häufig einen doppelt so hohen 


Qualifikationsnachweis benötigen wie ältere Be- 
werber. 

Die unzulänglichen Versuche der Jugendlichen 
selbst, sich aus dieser elenden Situation durch Teil- 
arbeit, Bettelei, Prostitution und Jugendkriminali- 
tät zu befreien, verbauen ihnen meist jede weitere 
Entwicklungsmöglichkeit. Sie verschlimmern in der 
Regel die Lage der Betroffenen. Die wachsende 
Zahl der arbeitslosen oder unterbeschäftigten Ju- 
gendlichen insbesondere in den Städten stellt in 
Zukunft ein erhebliches soziales und auch politi- 
sches Unruhepotential in den Entwicklungsländern 
dar. 

Dieser Entwicklung kann nur begegnet werden, 
wenn versucht wird, in Zukunft verstärkt die Ju- 
gendlichen in die entwicklungspolitischen Bemü- 
hungen einzubeziehen. Dabei müssen neue und un- 
konventionelle Wege gegangen werden. Insbeson- 
dere müssen entwicklungspolitische Strategien ent- 
worfen werden, die die Jugendlichen stärker in die 
Förderung der ländlichen Entwicklung einbeziehen. 
Damit würde die Landflucht junger Menschen ein- 
gedämmt. Darüber hinaus müssen den jungen Men- 
schen unmittelbar praxisrelevante und umsetzbare 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt werden, die 
es ihnen erlauben, ihre eigene Lebenssituation zu 
verbessern. Diese Projektansätze bedürfen aber ei- 
ner gründlichen Vorbereitung. Ihre Verwirklichung 
setzt Studien über Produktionsweise, Arbeitsmarkt- 
lage und Konsumgewohnheiten voraus. Die Pro- 
jekte müssen den jeweiligen soziokulturellen und 
-psychischen Gegebenheiten Rechnung tragen. Die 
Jugendlichen müssen auf diese Weise eine Gelegen- 
heit erhalten, sich in den sozialen und ökonomi- 
schen Prozeß des Landes zu integrieren. Dadurch 
werden sie wesentlich zu der zukünftigen Entwick- 
lung beitragen können. 
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Anlage II 


Die Lage im Nahen Osten 

Entschließung, in der 132. Sitzung des Interparlamentarischen Rates am 29. April 1983 angenommen mit 
103 : 17 Stimmen und 18 Stimmenthaltungen 


DER INTERPARLAMENTARISCHE RAT 

stellt mit großer Besorgnis fest, daß Israel weiterhin 
libanesisches Territorium besetzt hält, in den Ver- 
handlungen zwischen dem Libanon, Israel und den 
Vereinigten Staaten von Amerika unannehmbare 
Bedingungen stellt, um den Rückzug seiner Besat- 
zungstruppen hinauszuzögern, und die Sicherheit 
der Nachbarländer bedroht und somit erneut be- 
weist, daß die vorgebrachten Gründe zur Rechtferti- 
gung der Invasion des Libanon im Juni 1982 gegen- 
standslos sind, 

verweist auf die Entschließung der 69. Interparla- 
mentarischen Konferenz (Rom 1982) über die Lage 
im Libanon und die Palästinenserfrage sowie auf 
frühere Entschließungen der Interparlamentari- 
schen Union über die Palästinenserfrage, die Nah- 
ostprobleme, die libanesische Frage, die Praktiken 
und Aggressionen Israels und die Annektierung 
arabischer Territorien, 

stellt tief empört fest, daß die israelischen Besat- 
zungsbehörden weiterhin systematisch Terrorhand- 
lungen begehen und Repressalien anwenden, daß 
neue Siedlungen errichtet und Gebiete annektiert 
wurden (insbesondere Jerusalem und die Golanhö- 
hen), daß die Anlagen eines für friedliche Zwecke 
bestimmten Kernkraftwerkes im Irak zerstört wur- 
den, daß diese Situation durch neue Entwicklungen 
verschlimmert wird, wie z. B. die Inbesitznahme der 
Wasservorräte arabischer Dörfer durch Israel und 
die Vergiftung von Schulkindern, Handlungen 
durch die die Tragödie Tag für Tag fortgesetzt wird, 
wodurch sich die Überzeugung verstärkt, daß Israel 
jedes Bemühen um eine gerechte und friedliche Lö- 
sung absichtlich behindert, 

stellt mit Besorgnis fest, daß der Bau von Militäran- 
lagen und -flughäfen auf libanesischem Territori- 
um, die israelischen Truppenkonzentrierungen und 
Israels Drohungen gegenüber Syrien Anzeichen für 
die Wahrscheinlichkeit einer weiteren israelischen 
Aggression gegen die arabischen Staaten sind, 

stellt mit Besorgnis fest, daß die Fortsetzung und 
Zunahme der militärischen und wirtschaftlichen 
Hilfsleistungen der Vereinigten Staaten an Israel 
und der Gebrauch des Vetorechts, um die Annahme 
von Entschließungen durch den Sicherheitsrat zu 
blockieren, Israel in seinem Eigensinn bestärken 
und seine Fähigkeit zur Fortsetzung der Aggres- 
sionspolitik erhöhen, 

1. fordert den vollständigen und sofortigen Rück- 
zug der israelischen Streitkräfte aus dem Liba- 
non, so daß der Libanon seine Autorität über das 
gesamte Territorium wiederherstellen kann, und 


somit sichergestellt ist, daß seine rechtmäßigen 
Kräfte die alleinige Verantwortung für die Er- 
haltung der Souveränität, Unabhängigkeit und 
Sicherheit des Landes übernehmen; 

2. bekräftigt seine Verurteilung der Invasion des 
Libanon Israel, die Verantwortung, die Israel bei 
der Durchführung eines organisierten Terroris- 
mus gegen wehrlose Menschen trägt, und vor 
allem die Verantwortung, die die israelischen 
Streitkräfte im Hinblick auf die Massaker in 
Sabra und Chatila tragen, und fordert die sofor- 
tige Einstellung der von Israel durchgeführten 
Inhaftierungen und Repressalien und die Frei- 
lassung der Inhaftierten; 

3. fordert die Parlamente auf, ihre Regierungen 
dringend aufzufordern, politische Maßnahmen 
zu ergreifen, die zur Wiederherstellung der Sou- 
veränität des Libanon über sein gesamtes Terri- 
torium führen, und gleichzeitig die erforderli- 
chen Mittel bereitzustellen, um das Land wie- 
deraufzubauen' und die Nachwirkungen der is- 
raelischen Aggression zu beseitigen; 

4. besteht erneut darauf, daß Israel sich unverzüg- 
lich aus allen seit 1967 besetzten arabischen Ter- 
ritorien zurückzieht, seine Siedlungspolitik be- 
endet und bestehende Siedlungen aufgibt, daß 
die Rückkehr vertriebener Palästinenser er- 
leichtert wird und daß Akte der Unterdrückung 
und Praktiken, die die Prinzipien der Menschen- 
rechte in den besetzten Gebieten verletzen, 
künftig eingestellt werden; 

5. fordert erneut, Bemühungen im Rahmen der in- 
ternationalen Legitimität und der Entschließun- 
gen der Vereinten Nationen und der IPU zu un- 
ternehmen, um einen gerechten und dauerhaf- 
ten Frieden im Nahen Osten auf der Grundlage 
der Beteiligung der PLO als dem einzigen recht- 
mäßigen Vertreter des palästinensischen Volkes 
zu errichten, und alle möglichen Schritte oder 
Maßnahmen zu ergreifen, die zum Frieden füh- 
ren können und die das Recht des palästinensi- 
schen Volkes auf Rückkehr in sein Heimatland 
und auf Selbstbestimmung, einschließlich der 
Gründung eines unabhängigen und souveränen 
Staates, garantieren müssen; 

6. bekräftigt, daß die Entschließungen der arabi- 
schen Gipfelkonferenz in Fez einen wesentli- 
chen Schritt in Richtung auf eine gerechte und 
dauerhafte Lösung des Nahostproblems darstel- 
len; 

7. fordert die Parlamente der Welt auf, auf ihre 
Regierungen Druck auszuüben, damit sie wirk- 
same Maßnahmen ergreifen, um die Durchfüh- 
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rung der in der 9. Sondersitzung der UN-Vollver- 
sammlung (Februar 1981) angenommenen Ent- 
schließung, der in der 37. Sitzung der UN-Voll- 
versammlung (August 1982) angenommenen 
Entschließung und der von der IPU in Lagos 
(April 1982) und Rom (September 1982) ange- 
nommenen Entschließungen sicherzustellen, in 
denen die Staaten auf gef ordert werden, jede fi- 
nanzielle, wirtschaftliche und kulturelle Zusam- 
menarbeit und alle Formen der militärischen 
und politischen Zusammenarbeit mit Israel ein- 
zustellen, so lange dieser Staat sich weigert, die 
Entschließungen der internationalen Organisa- 


tionen in bezug auf das Nahostproblem zu erfül- 
len, und fordert insbesondere die Vereinigten 
Staaten von Amerika auf die Militär- und Wirt- 
schaftshilfe an Israel einzustellen; 

8. verurteilt mit Nachdruck die Haltung des israeli- 
schen Parlaments (Knesset), das Invasionen, Ag- 
gressionen, Errichtung von Siedlungen und An- 
nektierungen (Jerusalem und die Golanhöhen) 
unterstützt, und vertritt die Ansicht, daß diese 
Haltung im völligen Widerspruch zu den Ver- 
pflichtungen Israels als Mitglied der Interparla- 
mentarischen Union steht. 
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Anlage III 


Die Krise in Mittelamerika 

Entschließung, in der 132. Sitzung des Interparlamentarischen Rates am 29. April 1983 ohne Abstimmung 
angenommen 


DER INTERPARLAMENTARISCHE RAT 

erwägt die komplexe Situation in Mittelamerika so- 
wie die in dieser Region stattfindenden politischen 
Prozesse, ihre Wechselbeziehungen und die Folgen 
für Stabilität und Frieden in dem Gebiet, 

ist tief betroffen über die direkte oder indirekte aus- 
ländische Beteiligung an den Konflikten dieser Re- 
gion und ist überzeugt, daß die äußeren Faktoren 
beseitigt werden müssen, die die Krise verschlim- 
mern, von der die Länder in dem Gebiet betroffen 
sind, 

warnt davor, daß es äußerst unangebracht wäre, sol- 
che Konflikte in den Kontext der Ost-West-Kon- 
frontation einzubeziehen, 

erinnert an die Verpflichtung der Staaten, von der 
Anwendung von Gewalt oder Androhung von Ge- 
walt in den internationalen Beziehungen abzuse- 
hen, 

1. fordert alle beteiligten Länder dringend auf auf 
dem Wege des Dialogs und der Verhandlung 
Spannungen abzubauen und die Grundlagen für 
eine ständige friedliche Koexistenz und gegen- 
seitige Achtung untereinander zu schaffen; 


2. unterstützt und fördert die Ausweitung des Dia- 
logs und der Zusammenarbeit in ganz Latein- 
amerika als wirksames Mittel zur Lösung der 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen Pro- 
bleme, die den Frieden, die Demokratie, die Sta- 
bilität und die Entwicklung aller Nationen in 
dieser Region gefährden; 

3. fordert alle Nationen dringend auf, von Aktionen 
abzusehen, die die Situation verschlimmern und 
einen allgemeinen Konflikt in der gesamten Re- 
gion hervorrufen könnten; 

4. fordert die Parlamente der Mitgliedstaaten der 
Interparlamentarischen Union, insbesondere die 
Parlamente der lateinamerikanischen Länder, 
dringend auf, die Friedensinitiativen zu unter- 
stützen, die den Dialog und die Verhandlung 
zwischen den beteiligten Ländern sowie die 
volle Achtung der Prinzipien der Nichteinmi- 
schung und der Selbstbestimmung fördern; 

5. empfiehlt, alle erforderlichen Anstrengungen zu 
unternehmen, um die wirtschaftliche Entwick- 
lung der Länder in Mittelamerika und in der 
Karibik zu unterstützen und somit ihre politi- 
sche Stabilität und ihren sozialen Frieden zu för- 
dern. 
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Anlage IV 


Die Entführung von 66 tschechoslowakischen Staatsbürgern durch regierungsfeindliche 
UNITA-Gruppen in Angola 

Entschließung, in der 132. Sitzung des Interparlamentarischen Rates am 29. April 1983 ohne Abstimmung 
angenommen 


DER INTERPARLAMENTARISCHE RAT 

ist bestürzt über die Entführung von 66 tschechoslo- 
wakischen Staatsbürgern, darunter 17 Frauen und 
21 Kinder, durch regierungsfeindliche UNITA- 
Gruppen in Angola, 

erachtet diesen Gewaltakt als eine grobe Verlet- 
zung grundlegender internationaler und morali- 
scher Verhaltensregeln, 


ist tief beunruhigt über die Lebensbedingungen, die 
Behandlung und den sich rasch verschlechternden 
Gesundheitszustand der entführten Personen, 

1. verurteilt entschieden die terroristische Entfüh- 
rung dieser tschechoslowakischen Staatsbür- 
ger; 

2. fordert ihre unverzügliche Freilassung. 
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